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8. Juni 2026 / SSC 

Interpellation Fraktion SP: Vertretung der Parteien in der Gemeinde-
ratskommission (GRK) gemäss § 36 der Gemeindeordnung (GO) der 
Stadt Grenchen: Beantwortung 

1 Ausgangslage 

1.1 Mit Datum vom 5. Mai 2026 reichte die SP-Fraktion folgende Interpellation ein (Erstun-

terzeichnerin Daniela Bernhard): 

§ 36 GO der Stadt Grenchen: 

«Die Gemeinderatskommission zählt 5 Mitglieder. Der Stadtpräsident oder die Stadt-

präsidentin und der Vize-Stadtpräsident oder die Vize-Stadtpräsidentin gehören der 

Gemeinderatskommission von Amtes wegen an. Der Gemeinderat wählt aus seiner 

Mitte die übrigen Mitglieder und für jede in der Gemeinderatskommission vertretene 

Partei ein Ersatzmitglied. Bei der Wahl sind die im Gemeinderat vertretenen Parteien 

angemessen zu berücksichtigen.»  

Die Gemeindeordnung verlangt damit ausdrücklich nicht nur eine formelle Wahl der 

Mitglieder, sondern auch eine angemessene parteipolitische Berücksichtigung der im 

Gemeinderat vertretenen Parteien. 

Aktuell ist die Sozialdemokratische Partei Grenchen (SP Grenchen) mit 23.95 % Wäh-

leranteil und 4 Gemeinderatssitzen die zweitstärkste Partei. Sie ist jedoch nicht in der 

GRK vertreten. Neben 2 Sitzen «von Amtes wegen» (FDP und GLP) wurden vom GR 

je 1 weiteres Mitglied von SVP (28.6 %, 5 GR), FDP (19.6 %, 3 GR) und MITTE (16.5 %, 

2 GR) gewählt.  

Weil die GRK-Wahl vor den Stadtpräsidiums- und vor den VizepräsidiumswahIen statt-

fand, konnte die «Angemessenheit» noch gar nicht beurteilt werden. Auf einen Vor-

schlag der SP, die GRK auf 6 Sitze zu erweitern, damit der «Angemessenheit» entge-

gengekommen werden könnte, ging der GR am 25.03.2026 nicht ein. Der § 36 GO wird 

somit wissentlich verletzt.  

In der GRK werden unter anderem Entscheide von grosser finanzieller Tragweite für 

die Bevölkerung gefällt. Der Ausschluss der SP als zweitstärkste politische Kraft in 

Grenchen gefährdet das Vertrauen in die Institutionen und den Zusammenhalt im Ge-

meinderat. Gegenüber den Stimm- und Wahlberechtigten ist es ein bedenkliches Sig-

nal, wenn zentrale politische Gremien nicht nachvollziehbar und unausgewogen zu-

sammengesetzt sind. 
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Die Unterzeichneten ersuchen die Stadtpräsidentin um die Beantwortung der folgen-

den Fragen: 

1 Wie wird der Begriff der «angemessenen Berücksichtigung» gemäss § 36 Abs. 4 

der Gemeindeordnung konkret ausgelegt? 

2. Erachtet die Stadtpräsidentin die aktuelle Zusammensetzung der Gemeinderats-

kommission ohne Vertretung der zweitstärksten Partei als vereinbar mit § 36 Abs. 

4 der Gemeindeordnung? Falls ja: Auf welche konkrete Rechtsauffassung stützt 

sich diese Beurteilung? 

3. Wie beurteilt die Stadtpräsidentin die Vereinbarkeit damit, dass Daniel Hafner als 

SP-Ersatzmitglied für die Gemeinderatskommission rechtskräftig gewählt wurde 

und die Wahl nunmehr offenbar stillschweigend wegfällt, weil die SP in Verletzung 

von § 36 Abs. 4 GO nicht in der GRK vertreten ist? 

4. Wurde das kantonale Amt für Gemeinden oder eine andere Aufsichts- oder 

Rechtsinstanz zu Frage 2 und 3 konsultiert? 

 4.1 Falls ja: mit welchem Ergebnis? 

  Gestützt auf das ÖffentIichkeitsprinzip (BGÖ) ersuchen wir das Stadtpräsi-

dium, zusammen mit der Antwort auf diese Interpellation sämtliche vorhande-

nen Rechtsabklärungen sowie die allfällige Korrespondenz mit kantonalen 

Stellen offenzulegen. 

 4.2 Falls nein: weshalb nicht? 

5. Wie beurteilt die Stadtpräsidentin den möglichen Vertrauensverlust sowie die Öf-

fentlichkeitswirkung durch den faktischen Ausschluss der SP aus der GRK? 

6. Wie wird sichergestellt, dass der Begriff «angemessen» künftig in der GO konkre-

tisiert wird? Beispielsweise durch eine Formulierung «Bei der Wahl sind die im 

Gemeinderat vertretenen Parteien im Verhältnis ihrer Sitze im GR zu berücksich-

tigen.» 

Bei der Behandlung dieser Interpellation wird eine Diskussion beantragt. 

2 Antworten 

2.1 Zu Frage 1: Wie wird der Begriff der «angemessenen Berücksichtigung» gemäss § 36 

Abs. 4 der Gemeindeordnung konkret ausgelegt? 

2.1.1 Der Begriff der «angemessenen Berücksichtigung» ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, 

welcher der Wahlbehörde einen erheblichen Ermessensspielraum gibt. Das Bundes-

gericht schützt bei Behördenwahlen das Prinzip der Spiegelbildlichkeit. Das heisst: Die 

Zusammensetzung einer Kommission muss das politische Kräfteverhältnis des Parla-

mentes bzw. des Gemeinderates im Wesentlichen widerspiegeln.  
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Der Ausschluss der zweitstärksten Partei bei gleichzeitiger Vertretung bzw. Überver-

tretung anderer Parteien verletzt diesen Grundsatz und es kann kein Zweifel darüber 

bestehen, dass die Nichtvertretung der SP in der GRK als zweitwählerstärkste Partei 

nicht im Einklang mit § 36 Abs. 4 GO steht. Dieser legt bekanntermassen fest, dass 

«die im Gemeinderat vertretenen Parteien angemessen zu berücksichtigen (sind)». 

2.1.2 Praxisgemäss stützt sich die Stadt Grenchen bei der Ermittlung der «Angemessenheit» 

der Vertretungen auf Proporzberechnungen, wobei bei der GRK unklar bleibt, wie das 

Stadtpräsidium und das Vize-Stadtpräsidium zu behandeln sind («freiwilliger Pro-

porz»). Nach einem ungeschriebenen Gesetz wurde jeweils jener Partei, welche das 

Präsidium stellt, ein zweiter Sitz zugestanden. Dies einerseits deswegen, weil die 

Stadtpräsidentin aufgrund ihrer Funktion in gewissem Sinne politisch «neutralisiert» ist, 

und andererseits weil die FDP bei einer Abwesenheit in der GRK nicht mehr vertreten 

wäre. Um parteipolitische möglichst breit aufgestellt zu sein, verzichtete die SVP in den 

vergangenen Legislaturen ausserdem auf ihren rechnerischen Anspruch auf einen 

zweiten Sitz zugunsten von «Die Mitte» bzw. von der FDP. Damit lässt sich sagen, 

dass der in § 36 Abs. 4 GO festgehaltene Grundsatz immer ernst genommen wurde, 

wobei eine Fünfer-Kommission diesem Grundsatz rein mathematisch Grenzen setzt.  

2.1.3 Dieser Grundsatz hatte auch im Wahljahr 2025 Bestand: Nachdem Patrick Crausaz 

öffentlich deklariert hatte, nicht für das Vize-Präsidium zu kandidieren und sich Remo 

Bill der Wiederwahl stellte, erschien die Wahl des Vize-Stadtpräsidiums als reine Form-

sache. Dies, zumal an der Sitzung des Gemeinderates vom 26. August 2025 Patrick 

Crausaz weder seine spätere Kandidatur ankündigte noch selber für die GRK kandi-

dierte. Die parteipolitische Zusammensetzung 2 FDP, 1 SVP, 1 SP, 1 «Die Mitte» war 

definiert, folgerichtig wurde Daniel Hafner einstimmig als Ersatzmitglied für den ab 

1. Januar 2026 designierten Vize-Stadtpräsidenten gewählt.  

2.1.4 Erst die überraschende Kandidatur und nachfolgende Wahl von Patrick Crausaz zum 

Vize-Stadtpräsidenten brachte das parteipolitische Kräfteverhältnis durcheinander. Of-

fenbar war sich die SP im Vorfeld der möglichen Konsequenzen einer Nichtwahl des 

bisherigen Vize-Stadtpräsidenten nicht bewusst. Weder hat sie im Vorfeld der Wahl auf 

die Problematik hingewiesen, noch hat sie gegen die spätere Wahl des Vize-Stadtprä-

sidenten unter Berufung auf § 36 Abs. 4 GO Beschwerde erhoben. Sich erst heute über 

den Zustand zu beklagen und dafür implizit die neu gewählte Stadtpräsidentin verant-

wortlich machen zu wollen, erscheint in einem fragwürdigen Licht. 

2.1.5 Das Verwaltungsgericht hat sich in einem Urteil vom 28. November 2013 

(VWBES.2013.424) mit einem ähnlichen Fall und somit mit dem Begriff «angemessen» 

befasst. Darin wird ein Urteil des Bundesgerichts erwähnt. Darin sieht das Gericht eine 

Verletzung dieser Bestimmung, wenn eine erhebliche Minderheit dauernd und bei meh-

reren Gelegenheiten, also systematisch übergangen werde. 

2.2 Zu Frage 2: Erachtet die Stadtpräsidentin die aktuelle Zusammensetzung der Gemein-

deratskommission ohne Vertretung der zweitstärksten Partei als vereinbar mit § 36 

Abs. 4 der Gemeindeordnung? Falls ja: Auf welche konkrete Rechtsauffassung stützt 

sich diese Beurteilung? 
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2.2.1 Die Stadtpräsidentin ist weder Juristin noch liegt es in ihrer Macht, eine rechtskräftige 

Wahl zu korrigieren. Sie hat aber ihre Haltung und persönliche Auffassung klar kom-

muniziert und auch die Motion der SP auf Änderung der GO (Erhöhung der Anzahl 

GRK-Mitglieder auf 6) unterstützt. Im Übrigen wird auf die Antwort unter Ziff. 2.1.1 ff. 

verwiesen. 

2.3 Zu Frage 3: Wie beurteilt die Stadtpräsidentin die Vereinbarkeit damit, dass Daniel Haf-

ner als SP-Ersatzmitglied für die Gemeinderatskommission rechtskräftig gewählt 

wurde und die Wahl nunmehr offenbar stillschweigend wegfällt, weil die SP in Verlet-

zung von § 36 Abs. 4 GO nicht in der GRK vertreten ist? 

2.3.1 Die Wahl von Daniel Hafner als Ersatzmitglied ist - wie zutreffend ausgeführt wird - 

rechtskräftig und fällt nicht einfach stillschweigend weg. Er kann jedoch unter der aktu-

ellen Konstellation faktisch niemals als stimmberechtigtes Mitglied in der Gemeinde-

ratskommission amten. Denn ein Ersatzmitglied rückt nur in eine Sitzung nach, um ein 

abwesendes Mitglied der eigenen Fraktion zu vertreten (Ausnahme bildet der Vize-

Stadtpräsident, der die Stellvertretung von Amtes wegen wahrnimmt). In diesem Kon-

text könnte man daher von einem «toten Mandat» sprechen. Ausserdem gibt es weder 

ein Abberufungsverfahren, noch kann ein Kommissionsmitglied der bürgerlichen Par-

teien gezwungen werden, zurückzutreten, um Platz für die SP zu machen: Ein einmal 

erteiltes Mandat ist geschützt. 

2.4 Zu Frage 4: Wurde das kantonale Amt für Gemeinden oder eine andere Aufsichts- oder 

Rechtsinstanz zu Frage 2 und 3 konsultiert? 

- Falls ja: mit welchem Ergebnis? 

 Gestützt auf das ÖffentIichkeitsprinzip (BGÖ) ersuchen wir das Stadtpräsidium, zu-

sammen mit der Antwort auf diese Interpellation sämtliche vorhandenen Rechtsab-

klärungen sowie die allfällige Korrespondenz mit kantonalen Stellen offenzulegen. 

- Falls nein: weshalb nicht? 

2.4.1 Die Rechtslage ist klar: Laut GO hat die Gemeinderatskommission 5 Sitze, deren Mit-

glieder wurden jedes Einzelne gewählt. Mit Ausnahme der Wahl der Stadtpräsidentin, 

welche hier jedoch nicht zur Debatte steht, wurde gegen keine Wahl eines Mitglieds 

oder Ersatzmitglieds Beschwerde erhoben, alle Wahlakten sind validiert. Damit ist die 

Zusammensetzung der fünfköpfigen Gemeinderatskommission für den Rest der Legis-

laturperiode formell rechtskräftig. Namentlich die SP hat es versäumt, fristgerecht 

Wahlbeschwerde zu erheben. 

2.4.2 Im Ergebnis steht das formale Prinzip der Rechtsbeständigkeit im Widerspruch zum 

Anspruch auf eine angemessene Parteienvertretung. Dieser Konflikt ist juristisch nicht 

mehr lösbar. Eine Korrektur des aktuellen Zustandes ist nur auf politischem Wege mög-

lich, kann aber auch da nicht erzwungen werden. 

Bei dieser Gelegenheit ist darauf hinzuweisen, dass das Nichtakzeptieren rechtskräfti-

ger Entscheide, die angedrohte politische Blockade und die emotionale Schärfe, mit 

welcher die SP nun für ihre Sache kämpft, nicht der bisher gelebten politischen Kultur 

entsprechen. 
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2.4.3 Sämtliche dieser Fragen wurden mit einem Rechtsanwalt im Rahmen eines Telefona-

tes erörtert, es besteht kein weiterer Handlungsbedarf. Das Amt für Gemeinden hat 

telefonisch auf das unter Ziff. 2.1.6 erwähnte Urteil des Verwaltungsgerichts verwiesen. 

2.5 Zu Frage 5: Wie beurteilt die Stadtpräsidentin den möglichen Vertrauensverlust sowie 

die Öffentlichkeitswirkung durch den faktischen Ausschluss der SP aus der GRK?  

2.5.1 Aufgrund der aktuellen Situation wird die SP bei wichtigen Themen miteingebunden. 

So nimmt die SP zum Beispiel im Steuerungsausschuss, welcher die aktuelle Gemein-

deratskommission bildet, für das Massnahmepaket zur Stabilisierung des Finanzhaus-

haltes Einsitz. 

2.5.2 Die Stadtpräsidentin hat bezüglich der Gemeinderatskommission mögliche Lösungs-

ansätze ausgearbeitet und mit allen Beteiligten vorbesprochen und versucht, an der 

Gemeinderatssitzung vom 26. Mai 2026 eine gemeinsame Lösung zu finden. Leider 

konnte keine Einigung erzielt werden. 

2.5.3 Schlussendlich handelt es sich um Personenwahlen, welche es zu akzeptieren gilt. 

2.6 Zu Frage 6: Wie wird sichergestellt, dass der Begriff «angemessen» künftig in der GO 

konkretisiert wird? Beispielsweise durch eine Formulierung «Bei der Wahl sind die im 

Gemeinderat vertretenen Parteien im Verhältnis ihrer Sitze im GR zu berücksichtigen.» 

2.6.1 Bei der Wahl der Mitglieder der Gemeinderatskommission handelt es sich um Perso-

nenwahlen und nicht um Verhältniswahlen. Ob eine konkretere Formulierung das Amt 

für Gemeinden genehmigen würde, wird in Frage gestellt. 

2.7 Zu Schlussbemerkung: Bei der Behandlung dieser Interpellation wird eine Diskussion 

beantragt. 

2.7.1 Eine Diskussion findet nur auf Antrag und nach Beschluss der Mehrheit der Stimmen-

den statt (§ 35 Abs. 4 Geschäftsordnung des Gemeinderates). 

3 Koordination 

3.1 Die Koordination zwischen der Stadtpräsidentin ist erfolgt. 
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